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1. Geltungsbereich, Gültigkeit der Bedingungen des Auftraggebers 

1.1. Bestellungen/Verträge der Netcom Connected Services GmbH, Berlin – im Folgenden „Auftrag-

geber“ genannt – erfolgen zu diesen Einkaufsbedingungen nachrangig zu den Regelungen in 

der Bestellung/Vertrag  (Bestellung und Vertrag im Folgenden vereinfachend nur „Vertrag“ ge-

nannt). Die vom anderen Vertragspartner – im Folgenden „Auftragnehmer“ genannt – verwen-

deten Allgemeinen Geschäftsbedingungen werden nicht Vertragsinhalt, auch wenn der Auftrag-

geber ihnen nicht ausdrücklich widerspricht. Jeglichen Bestätigungen des Auftragnehmers unter 

Hinweis auf seine Geschäftsbedingungen wird hiermit widersprochen. Nimmt der Auftraggeber 

die Lieferung/Leistung ohne ausdrücklichen Widerspruch entgegen und begleicht die Rech-

nung, so kann hieraus in keinem Fall abgeleitet werden, der Auftraggeber hätte die vom Auf-

tragnehmer verwendeten Allgemeinen Geschäftsbedingungen angenommen. Vielmehr gelten 

diese nur, wenn der Auftraggeber sich ausdrücklich und schriftlich mit ihnen oder mit Teilen von 

ihnen einverstanden erklärt hat. 

1.2. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen Geschäfte und Ver-

träge zwischen den Vertragsparteien, ohne dass es eines erneuten Hinweises hierauf bedarf. 

1.3. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen aus irgendwelchen 

Gründen keine Gültigkeit haben oder unwirksam sein, so bleiben die übrigen Regelungen hier-

von unberührt. Soweit erforderlich, ist unverzüglich eine schriftliche Abstimmung zwischen Auf-

traggeber und Auftragnehmer herbeizuführen. 

 

2. Bestellungen und Aufträge 

2.1. Soweit Angebote/Bestellungen des Auftraggebers (nachfolgend nur „Bestellung“ genannt) nicht 

ausdrücklich eine Bindefrist enthalten, hält sich dieser hieran zwei Wochen nach dem Datum 

der Bestellung gebunden. Maßgeblich für die rechtzeitige Annahme ist der Zugang der Annah-

meerklärung beim Auftraggeber. 

2.2. Der Auftraggeber ist berechtigt, Änderungen des Liefer- und Leistungsumfanges (einschließlich 

der vertraglich vereinbarten Termine und des Orts der Lieferung/Leistung) zu verlangen, soweit 

dies für den Auftragnehmer im Einzelfall nicht ausnahmsweise unzumutbar ist. Der Auftragneh-

mer wird einem solchen Verlangen nachkommen. Die Auswirkungen, insbesondere hinsichtlich 

der Mehr- und Minderkosten sowie der Liefertermine, sind dabei angemessen zu berücksichti-

gen und grundsätzlich vor Ausführung der Änderungen zwischen dem Auftraggeber und dem 

Auftragnehmer schriftlich zu vereinbaren. In Fällen drohender Terminverzögerungen oder bei 

Gefahr in Verzug kann der Auftraggeber verlangen, dass der Auftragnehmer bereits vor dieser 

schriftlichen Vereinbarung mit der Ausführung beginnt. 

 



 

Seite 2 von 6  Stand 01.02.2026  

3. Preise und Zahlungsbedingungen 

3.1. Die in der Bestellung genannten Preise verstehen sich zzgl. der jeweils geltenden gesetzlichen 

Umsatzsteuer. Sofern nicht ausdrücklich anders vereinbart, sind die in der Bestellung genann-

ten Preise Festpreise. 

3.2. Die Preise verstehen sich, soweit nicht anders vereinbart, frei Haus einschl. Verpackung, Zoll 

und Versicherung bis zur angegebenen Versandanschrift/Verwendungsstelle. Eine vorbehalt-

lose Zahlung des Auftraggebers ist nicht als Anerkenntnis oder Zustimmung zu werten. 

3.3. Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, zahlt der Auftraggeber nach Lieferung der Ware/Er-

bringung der geschuldeten Leistungen und Rechnungserhalt den Kaufpreis/die Vergütung in-

nerhalb von 60 Tagen netto. Für die Rechtzeitigkeit der vom Auftraggeber geschuldeten Zah-

lungen genügt der Eingang seines Überweisungsauftrages bei der Bank. 

3.4. In sämtlichen Auftragsbestätigungen, Lieferpapieren, Aufmaßen und Rechnungen sind Bestell-

nummer, die Artikel-Nr., Liefermenge, und Lieferanschrift des Auftraggebers anzugeben sowie 

den Rechnungen sämtliche Abrechnungsunterlagen beizufügen, die dem Auftraggeber eine 

Prüfung der Abrechnung ermöglichen. Rechnungen ohne diese Angaben gelten als nicht gelegt, 

hindern den Eintritt der Fälligkeit und werden zurückgesandt. Rechnungen sind nach ihrem 

Zweck als fortlaufende Teilrechnungen oder Schlussrechnung zu bezeichnen. Teilrechnungen 

hat der Auftragnehmer so aufzustellen, dass sie als Teile der Schlussrechnung benutzt werden 

können. Jede Teilrechnung muss Angaben über Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen 

und die bereits erhaltenen Teilzahlungen enthalten. In der Schlussrechnung sind die Leistungen 

nach den Positionen des Leistungsverzeichnisses aufzuschlüsseln und die Teilzahlungen ein-

zeln aufzuführen. Jede Rechnung muss die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer separat aus-

weisen und sämtlichen Anforderungen gem. §§ 14, 14a UStG entsprechen. Sollten eine oder 

mehrere dieser Angaben/Unterlagen fehlen und sich dadurch im Rahmen des normalen Ge-

schäftsverkehrs des Auftraggebers die Bearbeitung auf seiner Seite verzögern, verlängern sich 

die in Ziff. 3.3 genannten Zahlungsfristen um den Zeitraum der Verzögerung. 

Rechnungen sind dem Auftraggeber an die Geschäftsadresse zu senden oder können per E-

Mail an rechnung@netcom-cs.de versendet werden. Rechnungen, die aus einem Online-Portal 

des Auftragnehmers abgeholt werden müssen, werden nicht anerkannt und gelten als nicht ge-

legt.   

3.5. Bei Zahlungsverzug schuldet der Auftraggeber Verzugszinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz gemäß § 247 BGB. 

3.6. Soweit Regelungen über eine Skontoziehung vereinbart sind, hat der Auftragnehmer eine aus 

seiner Sicht unberechtigte Skontoziehung innerhalb von einem Monat nach Kenntnis der Skon-

toziehung gegenüber dem Auftraggeber schriftlich anzuzeigen. Sofern eine solche Anzeige 

nicht oder verspätet erfolgt, gilt die Skontoziehung als zugestanden. 

 

mailto:rechnung@netcom-cs.de
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4. Lieferzeit, Lieferung und Abnahme 

4.1. Die von dem Auftraggeber in der Bestellung angegebene oder sonst nach diesen Allgemeinen 

Einkaufsbedingungen maßgebliche Liefer-/Leistungszeit (Lieferfrist) ist bindend. 

4.2. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber unverzüglich schriftlich und zusätzlich per 

E-Mail zu informieren, wenn Umstände eintreten oder erkennbar werden, wonach die Lieferfrist 

nicht eingehalten werden kann. 

4.3. Lässt sich der Tag, an dem die Lieferung/Leistung spätestens zu erfolgen hat, aufgrund des 

Vertrages bestimmen, so kommt der Auftragnehmer mit Ablauf dieses Tages in Verzug, ohne 

dass es hierfür einer Mahnung des Auftraggebers bedarf. 

4.4. Der Auftragnehmer ist ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers zu Teilliefe-

rungen nicht berechtigt. 

4.5. Jede werkvertragliche Leistung bedarf einer förmlichen Abnahme mit Protokoll. Hat der Auftrag-

nehmer die Leistungen erstellt, benachrichtigt er den Auftraggeber darüber schriftlich. Die Ab-

nahme durch schlüssiges Verhalten ist ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere bei Benutzung 

bzw. Inbetriebnahme von werkvertraglichen Leistungen. Die Vorschrift des § 640 Abs. 2 BGB 

bleibt unberührt. Diese Regelung gilt nicht für solche Verträge, bei denen eine Abnahme sach-

lich-technisch ausgeschlossen ist. 

 

5. Erfüllungsort, Gefahrübergang, Versand und Subunternehmer 

5.1. Erfüllungsort ist die/der vom Auftraggeber in der Bestellung angegebene Lieferadresse/Leis-

tungsort. Fehlt dort eine Angabe, ist Leistungsort der Sitz des Auftraggebers. 

5.2. Eine Lieferung hat – sofern nicht schriftlich etwas anderes vereinbart wurde – frei zu dem vom 

Auftraggeber angegebenen Bestimmungsort zu erfolgen. Bei Lieferungen ab Werk ist der Auf-

tragnehmer verpflichtet, die günstigste Versandart zu wählen, soweit die Versandart nicht vor-

geschrieben ist. Die zu liefernden Waren sind sachgemäß zu verpacken. 

5.3. Falls der Auftraggeber bei seiner Bestellung eine Bestell-, Inventar- oder Artikel-Nummer ange-

geben hat, ist der Auftragnehmer verpflichtet, diese Nummern im gesamten Schriftverkehr und 

auf allen Versandpapieren und Lieferscheinen zu vermerken. Den durch fehlerhafte oder feh-

lende Nummern-Vermerke bei dem Auftraggeber entstehenden Bearbeitungsaufwand und die 

Folgen hierdurch bedingter Verzögerungen, hat der Auftragnehmer zu tragen. 

5.4. Die Gefahr geht, auch wenn Versendung vereinbart worden ist, erst dann auf den Auftraggeber 

über, wenn ihm die Ware an dem vereinbarten Bestimmungsort übergeben wird. 

5.5. Soweit der Auftragnehmer Dritte mit der Erbringung von vertraglichen Leistungen beauftragen 

möchte, bedarf dies der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Dies gilt ent-

sprechend für den Wechsel bzw. die Hinzuziehung weiterer Subunternehmer. 
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6. Eigentumssicherung 

6.1. Der Auftraggeber behält sich an von ihm abgegebenen Bestellungen, Aufträgen sowie dem 

Auftragnehmer zur Verfügung gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Beschrei-

bungen und anderen Unterlagen das Eigentum oder Urheberrecht vor. Der Auftragnehmer darf 

sie ohne ausdrückliche Zustimmung weder Dritten zugänglich machen noch selbst oder durch 

Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat diese Unterlagen auf Verlangen des Auftraggebers 

vollständig an diesen zurückzugeben, elektronisch übergebene Daten sind vollständig zu lö-

schen, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder 

wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. Die Löschung ist auf Anfor-

derung des Auftraggebers nachzuweisen. Vom Auftragnehmer hiervon angefertigte Kopien sind 

in diesem Fall zu vernichten; ausgenommen hiervon sind nur die Aufbewahrung im Rahmen 

gesetzlicher Aufbewahrungspflichten sowie die Speicherung von Daten zu Sicherungszwecken 

im Rahmen der üblichen Datensicherung. 

6.2. Werkzeuge, Vorrichtungen, Modelle und sonstiges Material, das der Auftraggeber dem Auftrag-

nehmer zur Verfügung stellt oder die zu Vertragszwecken gefertigt und dem Auftraggeber durch 

den Auftragnehmer gesondert berechnet werden, bleiben im Eigentum des Auftraggebers oder 

gehen in dessen Eigentum über. Sie sind durch den Auftragnehmer als Eigentum des Auftrag-

gebers kenntlich zu machen, sorgfältig zu verwahren, gegen Schäden jeglicher Art abzusichern 

und nur für Zwecke des Vertrages zu benutzen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sie auf je-

derzeit mögliche Anforderung des Auftraggebers im ordnungsgemäßen Zustand an diesen her-

auszugeben, wenn sie von ihm nicht mehr zur Erfüllung der mit dem Auftraggeber geschlosse-

nen Verträge benötigt werden. 

6.3. Verarbeitungen oder Umbildungen durch den Auftragnehmer werden für den Auftraggeber vor-

genommen. Wird Ware, die im Eigentum des Auftraggebers steht, mit anderen, dem Auftrag-

geber nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwirbt der Auftraggeber das Miteigen-

tum an der neuen Sache im Verhältnis des Einkaufswertes zuzüglich Umsatzsteuer der dem 

Auftraggeber gehörenden Sache zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der Ver-

arbeitung. Letzteres gilt entsprechend bei Vermischung und Verbindung, es sei denn, ein an-

derer, dem Auftraggeber nicht gehörender Gegenstand ist als Hauptsache anzusehen. 

6.4. Eigentumsvorbehalte des Auftragnehmers gelten nur, soweit sie sich auf die Zahlungsverpflich-

tung des Auftraggebers für die jeweiligen Produkte beziehen, an denen sich der Auftragnehmer 

das Eigentum vorbehält. Erweiterte oder verlängerte Eigentumsvorbehalte des Auftragnehmers 

sind unzulässig. 
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7. Erfindungen, gewerbliche Schutzrechte und Nutzungsrechte 

7.1. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber ein mit dem vereinbarten Kaufpreis abgegoltenes 

nicht widerrufliches, zeitlich und räumlich unbeschränktes, unterlizenzierbares und übertragba-

res Nutzungsrecht an den vertragsgegenständlichen Lieferungen und Leistungen sowie an mit 

diesen Lieferungen und Leistungen in Zusammenhang stehenden Schutzrechten ein. 

7.2. Entstehen im Rahmen der Bestellung neue als Patent/Gebrauchsmuster schutzfähige Erfindun-

gen, überträgt der Auftragnehmer dem Auftraggeber das Eigentum hieran, einschließlich des 

Rechts, die Erfindung im eigenen oder fremden Namen als Schutzrecht anzumelden. Beruft 

sich der Auftragnehmer darauf, dass ein Patent/Gebrauchsmuster nicht im Zusammenhang mit 

der Bestellung entstanden ist, ist er hierfür nachweispflichtig. 

7.3. An den im Rahmen der Bestellung sonst neu entstandenen schutzrechtsfähigen Arbeitsergeb-

nissen überträgt der Auftragnehmer dem Auftraggeber exklusive, unwiderrufliche, zeitlich und 

räumlich unbeschränkte, unterlizenzierbare und übertragbare Nutzungsrechte. Der Auftragge-

ber besitzt das Recht, die neu entstehenden Arbeitsergebnisse in jeder Nutzungsart zu verwer-

ten, insbesondere sie zu vervielfältigen, umzugestalten und zu veröffentlichen. Beruft sich der 

Auftragnehmer darauf, dass ein Arbeitsergebnis nicht im Zusammenhang mit der Bestellung 

entstanden ist, ist er hierfür nachweispflichtig. 

 

8. Rechte bei Mängeln und Schutzrechtsverletzungen 

8.1. Mit dem Zugang einer Mängelanzeige des Auftraggebers beim Auftragnehmer ist die Verjäh-

rung von Gewährleistungsansprüchen mindestens für die Dauer von 6 Monaten und darüber 

hinaus solange gehemmt, bis der Auftragnehmer die Ansprüche ablehnt oder den Mangel für 

beseitigt erklärt oder sonst die Fortsetzung von Verhandlungen über die Ansprüche des Auf-

traggebers verweigert. 

8.2. Bei Ersatzlieferung und Mängelbeseitigung beginnt die Gewährleistungsfrist für ersetzte und 

nachgebesserte Teile erneut, es sei denn, der Auftraggeber musste nach dem Verhalten des 

Auftragnehmers davon ausgehen, dass dieser sich nicht zu der Maßnahme verpflichtet sah, 

sondern die Ersatzlieferung oder Mängelbeseitigung nur aus Kulanzgründen oder ähnlichen 

Gründen vornahm. 

8.3. Der Auftragnehmer steht dafür ein, dass die von ihm zu erbringenden Lieferungen und Leistun-

gen frei von Rechten Dritter sind. Bei einer Verletzung von Schutzrechten Dritter wird der Auf-

tragnehmer dem Auftraggeber nach dessen Wahl das Recht zur Nutzung der Lieferungen und 

Leistungen verschaffen, oder diese schutzfrei gestalten. Darüber hinaus stellt der Auftragneh-

mer den Auftraggeber im Innenverhältnis in Bezug auf Schutzrechtsverletzungen von allen An-

sprüchen Dritter frei. Weitergehende Ansprüche und Rechte, die dem Auftraggeber in diesem 

Zusammenhang gesetzlich zustehen, bleiben unberührt. Diese Pflicht zur Freistellung besteht 

für die Dauer von 10 Jahren, gerechnet ab Lieferung/Leistungserbringung. 
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9. Kündigungsrecht 

9.1. Werkverträge können vom Auftraggeber jederzeit gekündigt werden. Im Kündigungsfall erhält 

der Auftragnehmer den Teil der Vergütung, der dem Anteil der bisher erbrachten Leistung ge-

messen an der Gesamtleistung entspricht, es sei denn, der Auftragnehmer weist nach, dass 

seine Einsparungen im Hinblick auf die nicht mehr zu erbringenden Leistungen geringer sind. 

9.2. Wird jedoch der Vertrag aus einem Grund gekündigt, den der Auftragnehmer zu vertreten hat, 

erhält dieser nur den Teil der Vergütung, der dem Anteil des bisher erbrachten und für den 

Auftraggeber verwendbaren Teils der Leistung gemessen an der Gesamtleistung entspricht. Ein 

weitergehender Vergütungsanspruch des Auftragnehmers besteht in diesem Fall nicht. Weiter-

gehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

 

10. Vertraulichkeit 

10.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle Informationen, die er bei der Durchführung des Vertra-

ges direkt oder indirekt von oder betreffend dem Auftraggeber erhält, während der Dauer des 

auszuführenden Vertrages und danach uneingeschränkt vertraulich zu behandeln. Die Geheim-

haltungspflicht gilt auch über die Beendigung des Vertrages hinaus für einen Zeitraum von 3 

Jahren. Der Auftragnehmer ist dafür verantwortlich, allen seinerseits eingebundenen Mitarbei-

tern, Beratern, Subunternehmern, Erfüllungsgehilfen und sonstigen Personen diese Verpflich-

tung zur Vertraulichkeit aufzuerlegen. 

10.2. Ohne vorherige schriftliche Genehmigung des Auftraggebers ist der Auftragnehmer nicht be-

rechtigt, Einzelheiten des Vertrages und der Zusammenarbeit der Parteien öffentlich bekannt 

zu machen. Der Auftragnehmer ist ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers 

nicht berechtigt, Informationen über eine beabsichtigte oder bestehende vertragliche Zusam-

menarbeit mit dem Auftraggeber zu Referenz- oder sonstigen Marketingzwecken zu verwen-

den. Ebenso ist das Fotografieren auf Grundstücken des Auftraggebers und sonstigen Leis-

tungsorten ohne vorherige schriftliche Zustimmung vom Auftraggeber unzulässig. 

 

11. Sonstiges 

11.1. Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, seine Ansprüche aus dem Vertragsverhältnis mit dem 

Auftraggeber an Dritte abzutreten. Dies gilt nicht, soweit es sich um Geldforderungen handelt. 

11.2. Vertragssprache ist Deutsch. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Aus-

schluss des UN-Kaufrechts. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang 

mit Verträgen zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer ist bei Verträgen mit Kaufleuten der 

Sitz des Auftraggebers. 

 


